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Auf Grund von § 29 Absatz 6, § 30 Absatz 5, § 31 Absatz 4, § 32 
Absatz 4, § 34 Absatz 3 und § 60 Absatz 4 des Schulgesetzes vom 
26. Januar 2004 (GVBl. S. 26), das zuletzt durch Gesetz vom  
4. März 2021 (GVBl. S. 256) geändert worden ist, verordnet die 
Senatsverwaltung für Bildung, Jugend und Familie:

Artikel 1
Die Berufliche-Schulen-COVID-19-Verordnung 2020/2021 vom 

7. Januar 2021 (GVBl. S. 6) wird wie folgt geändert:
1. § 7 wird wie folgt geändert:

a) Dem Absatz 1 wird folgender Absatz 1 vorangestellt:
„(1) Abweichend von § 50 Absatz 1 Satz 3 der Ausbil-

dungs- und Prüfungsverordnung für die Fachoberschule, 
§ 33 Absatz 1 Satz 3 der Ausbildungs- und Prüfungsverord-
nung für die Berufsoberschule, § 33 Absatz 1 Satz 2 der Be-
rufsfachschulverordnung sowie § 31 Absatz 1 Satz 2 und 3 
der Verordnung über die Ausbildung und Prüfung an der 
staatlichen Fachschule für Heilerziehungspflege und der 
staatlichen Fachschule für Familienpflege im Land Berlin 
gehören den im Schuljahr 2020/2021 zu bildenden Prü-
fungsausschüssen keine Beauftragten der Schulaufsichtsbe-
hörde an und hat die jeweilige Schulleiterin oder der jewei-
lige Schulleiter den Vorsitz des Prüfungsausschusses inne. 
Die Schulleiterin oder der Schulleiter kann den Prüfungs-
vorsitz auf die Abteilungsleiterin oder den Abteilungsleiter 
übertragen.“

b) Die bisherigen Absätze 1 und 2 werden die Absätze 2 und 3.
2. In Teil 2 wird nach § 9 folgender § 9a eingefügt:

„§ 9a 
Zurückstellung von der Prüfung

Schülerinnen und Schüler oder Studierende, die im Schuljahr 
2020/2021 eine Abschlussprüfung abzulegen haben, werden auf 
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Antrag von dieser Prüfung zurückgestellt. Satz 1 gilt entspre-
chend für Zusatzprüfungen zum Erwerb der Fachhochschulrei-
fe. Der Antrag ist von den Erziehungsberechtigten, bei volljähri-
gen Schülerinnen und Schülern oder Studierenden von diesen 
selbst, bis spätestens zwei Wochen vor Beginn der Prüfung oder 
Zusatzprüfung schriftlich bei der Schulleiterin oder dem Schul-
leiter zu stellen. Zurückstellungen nach den Sätzen 1 und 2 wer-
den nicht auf die Zurückstellungsmöglichkeiten gemäß § 54 Ab-
satz 4 Satz 3 der Ausbildungs- und Prüfungsverordnung für die 
Fachoberschule, § 37 Absatz 4 Satz 3 der Ausbildungs- und Prü-
fungsverordnung für die Berufsoberschule, § 36 Absatz 3 Satz 3 
der Berufsfachschulverordnung, § 30 Absatz 6 Satz 1 und § 58 
Absatz 2 Satz 1 der Sozialpädagogikverordnung, § 40 Absatz 1 
Satz 1 und § 80 Absatz 1 Satz 1 der Verordnung über die Aus-
bildung und Prüfung an der staatlichen Fachschule für Heiler-
ziehungspflege und der staatlichen Fachschule für Familienpfle-
ge im Land Berlin, § 30 Absatz 6 Satz 1 der Heilpädagogikver-
ordnung, § 14 Absatz 6 Satz 1 der Fachschulverordnung Technik, 
Agrarwirtschaft und Wirtschaft und § 28 Absatz 3 Satz 5 der 
Berufsschulverordnung angerechnet.“

3. In § 16 Absatz 2 wird die Angabe „Absatz 2“ durch die Angabe 
„Absatz 3“ ersetzt.

Artikel 2
Diese Verordnung tritt am Tage nach der Verkündung im Gesetz- 

und Verordnungsblatt für Berlin in Kraft.

Berlin, den 25. März 2021

Senatsverwaltung für Bildung,  
Jugend und Familie

Sandra  S c h e e r e s


